
dafür geschaffen. Das soll an einem Beispiel bewiesen 
werden.

Das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 (RGBl.
S. 519) droht keine Ordnungsstrafen an. Für weniger 
bedeutende Verstöße sieht das Gesetz in §§ 75 und 76 
Übertretungsstrafen vor. Am 21. Mai 1954 erging vom 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft die AO 
über das Veterinärwesen in der DDR (GBl. S. 531). 
Ziffer 57 dieser AO lautet:

„Bei Verstößen gegen das Viehseuchengesetz sowie 
der dazu erlassenen Verordnungen und Anordnungen 
einschließlich der vorliegenden sind befugt, gemäß 
den geltenden gesetzlichen Bestimmungen über die 
veterinärhygienischen Maßnahmen auf Ordnungsstra
fen zu erkennen:

der Kreistierarzt bis zu 100 DM,
der Bezirkstierarzt bis zu 250 DM,
die zentralen Organe der Veterinärverwaltung 
bis zu 500 DM. . . .“

Einer solchen Ordnungsstrafandrohung ist an sich 
nichts entgegenzuhalten, abgesehen von Bedenken 
gegen die außerordentlich weite Fassung des Tat
bestands8. Jedenfalls entspricht diese Maßnahme der 
Entwicklung, Ordnungsstrafen an Stelle von Uber- 
tretungsstrafen mehr und mehr Raum zu geben. Da 
aber im vorliegenden Fall die Ordnungsstrafe n e b e n  
die Übertretungsstrafe getreten ist, gibt es in der 
Praxis Unklarheiten.

Die Verwirrung auf dem Gebiet des Viehseuchen
wesens wurde durch die AO zum Schutze gegen die 
Tollwut vom 10. Januar 1957 (GBl. II S. 18), die eine 
Reihe von Maßnahmen für die Zeit von Januar bis 
Mai 1957 vorsieht, noch verstärkt. Diese AO schafft 
insbesondere durch die Androhung von Ordnungsstra
fen Dreispurigkeit mit dem Viehseuchengesetz und der 
AO über das Veterinärwesen. Die Androhung von Ord
nungsstrafen in der AO vom 10. Januar 1957 ist über
flüssig, da bereits Ziff. 57 der AO über das Veterinär-

8 Zu bemerken wäre, daß Ziff. 57 der VO vom 21. Mai 1954 
nur in Verbindung mit der OrdnungsstrafVO vom 3. Februar 
1955 anzuwenden ist.

wesen diese vorsieht. Ziff. 57 weist ausdrücklich darauf 
hin, daß auch bei Verstößen gegen Anordnungen zum 
Viehseuchengesetz Ordnungsstrafen erlassen werden 
können.

b) Bei bereits nebeneinander bestehenden Ordnungs
straf- und Übertretungstatbeständen sind letztere 
außer Kraft zu setzen.

Wieweit man sich mit dem jetzt bestehenden Neben- 
bzw. Durcheinander abgefunden hat, geht aus dem Ent
wurf des Gesetzes über die Deutsche Volkspolizei 
hervor. § 24 des Entwurfs beginnt:

„Eine Strafverfügung ist nicht zu erlassen, wenn
a) dieselbe Handlung der Abstrafung durch andere 

Organe der staatlichen Verwaltung im Ordnungs
strafverfahren unterliegt.

b) . . . . “9

Es ist an der Zeit, insbesondere im Interesse derer, 
die mit den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
arbeiten müssen, klare Verhältnisse zu schaffen.

9 Zur Schaffung eines Gesetzes über die Deutsche Volks
polizei (IV), Die Volkspolizei 1957 Heft 13 S. 18 ff.

Es gab in der Zeit der Geltungsdauer der Anordnung 
zum Schutze gegen die Tollwut zunächst zwei Mög
lichkeiten, gleichartige Verstöße zu bestrafen: durch 
Übertretungsstrafen oder durch Ordnungsstrafen. Dar
über hinaus bestanden wiederum wahlweise zwei Mög
lichkeiten, die Ordnungsstrafe zu erlassen: aus der AO 
vom 21. Mai 1954 oder aus der AO vom 10. Januar 
1957. Dieses Beispiel zeigt, wozu der Erlaß ungenügend 
durchdachter und mangelhaft vorbereiteter gesetzlicher 
Bestimmungen führt. Dem Mitarbeiter der staatlichen 
Verwaltung im Kreis wird es schwergemacht, sich 
durch diese unübersichtlichen, ineinandergreifenden 
Bestimmungen hindurchzufinden. Die AO Nr. 1 über 
die Bekämpfung der Tollwut vom 14. Januar 1958 
bringt keine Klarheit zur hier behandelten Frage.

Folgendes ist zu fordern:
a) Wenn neue Tatbestände (Ordnungsstraftat

bestände) geschaffen werden, müssen die entsprechen
den alten Übertretungsbestimmungen aufgehoben wer
den.

R e c h t  u n d  J u s t i z  i n  d e r  B u n d e s r e p u b l i k

Der Passarge-Prozeß — ein „Musterprozeß“ gegen die gesamtdeutsche Verständigung

Von Dr. GERHARD KÜHLIG, Berlin

Am 10. September begann vor dem politischen Straf
senat des Bundesgerichtshofs der von langer Hand vor
bereitete Prozeß gegen die Bürger der DDR Erich 
P a s s a r g e ,  Kurt S a c k  und drei andere Gewerk
schafter aus der DDR sowie gegen zwei westdeutsche 
Gewerkschaftskollegen. Die Berichte der Tagespresse 
über den bisherigen Prozeßverlauf machen deutlich, 
daß dieses Verfahren offenbar als Modell für die ver
schärfte Verfolgung aller deutschen Atomkriegsgegner 
dienen soll.

Die herrschenden Kreise wissen genau, daß die 
Arbeiterklasse der Kern der Bewegung gegen den 
Atomtod ist. Ihre Maßnahmen sind daher in erster 
Linie darauf gerichtet, die Verständigung und brüder
liche Zusammenarbeit der Arbeiter und ihrer Organi
sationen zu hintertreiben. Sie haben jedoch erkennen 
müssen, daß die zu diesem Zweck von der Bonner 
Zentrale für die psychologische Kriegsvorbereitung ge
führte Verleumdungskampagne nicht zu den erhofften 
Erfolgen führt und auf ihre Urheber zurückzuschlagen 
beginnt. Um aus diesem Dilemma herauszukommen, 
greifen sie gegenwärtig in zunehmendem Maße zu 
Gewaltmaßnahmen, die in krassem Gegensatz zu den 
Bonner Deklarationen über die Freizügigkeit stehen.

Der Passarge-Prozeß bezweckt seiner ganzen Anlage 
nach die höchstrichterliche Sanktion jener Willkür

maßnahmen, die seitens der politischen Polizei und der 
Sonderjustiz ergriffen wurden, um die Verständigung 
vor allem der Gewerkschafter aus Ost und West zu 
unterbinden. Diese Feststellung drängt sich bereits 
beim Studium der von Generalbundesanwalt G ü d e 
Unterzeichneten Anklageschrift1 auf. Im Mittelpunkt 
der Anklagekonstruktion steht die Behauptung, der 
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund erstrebe die Unter
grabung der „freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung“. Zur Erreichung dieses Zieles setze er eine 
besondere „Organisation“ ein. Dieser seien zwei sich 
ergänzende Hauptaufgaben gestellt worden, und zwar
1. Betriebsbelegschaften und gewerkschaftliche Organi
sationen für eine Zusammenarbeit mit dem FDGB zu 
gewinnen und — wie es wörtlich in der Anklage heißt 
— „Arbeitsgemeinschaften zur Verständigung der Ge
werkschaften zwischen Ost und West zu gründen“, 2. 
Einzelheiten über die Situation in den Gewerkschaften, 
über Lohnbewegungen, Streiks usw. in Erfahrung zu 
bringen.

Diese Aufgabenstellung der angeblich geheimen 
„Organisation“ wird in der am Schluß der Anklage vor
genommenen „rechtlichen Würdigung“ als verfassungs-

l Anklageschrift des Generalhundesanwalts vom 17. Mai 
1958 — 2 StE 4/58 (2/1 BJs 135/57), im folgenden als Anklage 
bezeichnet.
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